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Verletzung der Begründungspflicht 
 
§ 23 Abs. 1 Ziffer 3 in Verbindung mit § 24 Abs. 2 in Verbindung mit § 28 Abs. 2 Ziff. 2 VRG - 
Eine Verletzung der Begründungspflicht ist ein grober Verfahrensmangel. Der Vorinstanz ist 
trotz vollständigem Obsiegen im Beschwerdeverfahren die Hälfte der Verfahrenskosten 
(Spruchgebühr und allenfalls Anwaltshonorar) zu überbinden. 
 
 
A. besuchte im Schuljahr 2011/2012 die 6. Klasse der Primarschule in der Gemeinde X. Die El-
tern von A. (fortan Beschwerdeführerin und Beschwerdeführer) stellten beim Rektor der Ge-
meinde X. ein Gesuch um Repetition der 6. Klasse. Dieses Gesuch lehnte der Rektor ab. Da-
raufhin erhoben die Beschwerdeführerin und der Beschwerdeführer Einsprache beim Rektor, 
welche dieser wiederum ablehnte. Gegen diesen Einspracheentscheid erhoben die Beschwer-
deführerin und der Beschwerdeführer bei der Direktion für Bildung und Kultur Verwaltungsbe-
schwerde. Sie rügten im Wesentlichen, dass im Einspracheentscheid auf ihre Begründung nicht 
gründlich eingegangen worden sei.  
 
 
Die Direktion für Bildung und Kultur hielt in ihrem Entscheid zusammengefasst Folgendes fest:  
 
Gemäss § 20 Abs. 1 VRG sind Entscheide in der Regel schriftlich zu begründen. Bei einseiti-
gen Verwaltungsentscheiden kann auf eine schriftliche Begründung verzichtet werden, wenn 
sie dem Begehren des Antragstellers voll entsprechen und keine Rechte Dritter betreffen 
(§ 20 Abs. 2 VRG). Der Anspruch auf Begründung von Verfügungen und Beschlüssen ergibt 
sich aber auch aus Art. 29 Abs. 2 BV. Eine summarische Begründung reicht aus. Die erste In-
stanz muss sich im angefochtenen Entscheid mit den wichtigsten Rügen der beschwerdefüh-
renden Personen befasst haben. Es muss aus den Erwägungen hervorgehen, worauf sich die 
Vorinstanz bei ihrem Entscheid gestützt hat. An die Begründung von erstinstanzlichen Anord-
nungen sind in der Regel keine allzu hohen Anforderungen zu stellen (Häfelin/Müller/Uhlmann, 
Allgemeines Verwaltungsrecht, Zürich 2010, Rz. 1705 ff.). 
 
Diesen Minimalanforderungen genügt der Einspracheentscheid der Vorinstanz in keiner Weise. 
Als Begründung wird im angefochtenen Einspracheentscheid lediglich festgehalten, nach er-
neuter Prüfung und aufgrund der im ersten Schreiben bereits erwähnten Gründe werde nach 
wie vor am Entscheid festgehalten, das Gesuch um Repetition der 6. Klasse abzulehnen. Damit 
ist die Vorinstanz ihrer Pflicht zur Begründung des Entscheides nicht nachgekommen.  
 
Die Begründungspflicht ist Teil des rechtlichen Gehörs und der Anspruch auf rechtliches Gehör 
ist formeller Natur. Dies bedeutet, dass eine Rechtsmittelinstanz, welche eine Verletzung der 
Begründungspflicht feststellt, den angefochtenen Entscheid grundsätzlich aufheben muss. 
Nach der Praxis des Bundesgerichts kann die Verletzung der Begründungspflicht ausnahms-
weise "geheilt" werden, wenn die Begründung im Rechtsmittelverfahren nachgeholt wird und 
die Rechtsmittelinstanz über eine umfassende und freie Überprüfungsbefugnis verfügt. Zudem 
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soll den beschwerdeführenden Personen aus der Heilung eines Begründungsmangels kein 
Nachteil erwachsen (BGE 129 I 129). 
 
Der Direktion für Bildung und Kultur kommt im vorliegenden Verfahren volle Überprüfungsbe-
fugnis zu (§ 47 Abs. 1 VRG). In einer Stellungnahme hat die Vorinstanz eine Begründung 
nachgeliefert. Diese wurde der Beschwerdeführerin und dem Beschwerdeführer zur Stellung-
nahme zugestellt. Der Beschwerdeführerin und dem Beschwerdeführer erwachsen daraus kei-
ne Nachteile. Sie sind gleichgestellt, wie wenn die Vorinstanz von Beginn an die Verfügung 
korrekt erlassen hätte. 
 
Zusammengefasst ergibt sich, dass die Voraussetzungen für die Heilung der Verletzung der 
Begründungspflicht im vorliegenden Fall gegeben sind. Dieser Verfahrensfehler ist jedoch im 
Kostenpunkt zu berücksichtigen.  
 
Gemäss § 23 Abs. 1 Ziffer 3 VRG trägt im Beschwerdeverfahren vor der Direktion für Bildung 
und Kultur die unterliegende Partei die Kosten. Im vorliegenden Verfahren unterliegen die Be-
schwerdeführerin und der Beschwerdeführer, weil ihre Beschwerde abgewiesen wird. Der Vor-
instanz ist jedoch eine Verletzung der Begründungspflicht und damit ein grober Verfahrens-
mangel vorzuwerfen (§ 24 Abs. 2 VRG). Somit ist es gerechtfertigt, die Verfahrenskosten je zur 
Hälfte der Beschwerdeführerin und dem Beschwerdeführer sowie der Vorinstanz zu überbin-
den. Die Beschwerdeführerin und der Beschwerdeführer sind im vorliegenden Rechtsmittelver-
fahren anwaltlich vertreten. In Anwendung von § 28 Abs. 2 Ziffer 2 VRG ist der Vorinstanz die 
Hälfte des geltend gemachten Honorars inkl. Spesen und Mehrwertsteuer zu überbinden. 
 
 
 
Entscheid der Direktion für Bildung und Kultur, 9. Juli 2012 
 


